
Anlage zu TOP 9.0 vom 20. September 2005

Bericht der Verwaltung über die Durchführung der in öffentlicher Sitzung des
Ausschusses für Planung, Wirtschaftsförderung, Liegenschaften
am 23. August 2005 gefassten Beschlüsse
                                                                                                                                                      

5.0 Antrag der Fa. HKM Hüttenwerke Krupp Mannesmann GmbH, Duisburg, auf Erteilung
der Genehmigung nach § 16 BImSchG für die wesentliche Änderung der Kokerei
durch
- Errichtung und Betrieb einer zweiten Koksofenbatterie und
- Erhöhung der Koks-Jahreskapazität von 1,08 Mio jato auf 2,32 Mio jato;

Die Stellungnahme der Stadt wurde dem StUA fristgerecht mitgeteilt.

6.0 Bebauungsplan Nr. 261, Meerbusch-Lank-Latum, Wittenberger Straße
6.1 Beschluss über Anregungen gem. § 3 (2) BauGB

Die Beschlüsse über die Anregungen wurden den Einwendern (2 TöB) mitgeteilt.

6.2 Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB

Der Satzungsbeschluss wird nach dem Ratsbeschluss am voraussichtlich 29.
September 2005 über die „zusammenfassende Erklärung“ ortsüblich bekannt
gemacht.

7.0 98. Änderung des Flächennutzungsplanes, Meerbusch-Lank-Latum, Uerdinger
Straße / Rottstraße
7.1 Zustimmung zum Vorentwurf
7.2 Form der Bürgerbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB

und
8.0 Bebauungsplan Nr. 267, Meerbusch-Lank-Latum, Uerdinger Straße / Rottstraße

8.1 Zustimmung zum Gestaltungsplan
8.2 Form der Bürgerbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB

Die Bürgerbeteiligung beginnt mit einer Bürgerversammlung am 14. September 2005.

10.0 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 70 B, Meerbusch-Lank,
Latumer Straße;
Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB

Der Satzungsbeschluss wird nach dem Ratsbeschluss am voraussichtlich
29. September 2005 ortsüblich bekannt gemacht.

12.0 Antrag auf Änderung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 92
12.2 Zustimmung zum Entwurf der 2. vereinfachten Änderung der 1. Änderung

des Bebauungsplanes Nr. 92 in Meerbusch-Langst-Kierst, Am Rheinblick;

Die potentiell von der Planänderung Betroffenen wurden mit Schreiben vom
31. August 2005 um Stellungnahme gebeten.


